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Nachzahlungen an Sozialkassen aufgrund nachträglich festgestellter 

Sozialversicherungspflicht I 
 

Fragestellung des Bezirksverordneten: 

 

1. Wie hoch war die Gesamtsumme der Nachzahlungen an die Sozialkassen, die das Bezirk-

samt im Jahr 2024 aufgrund nachträglich festgestellter Sozialversicherungspflicht von Ho-

norarverträgen leisten musste? 

2. Wie viele Fälle von nachträglich festgestellter Sozialversicherungspflicht betrafen diese 

Nachzahlungen im Jahr 2024? 

3. In welchen Fachbereichen des Bezirksamts wurden die betroffenen Honorarverträge ab-

geschlossen? 

4. Welche Ursachen sieht das Bezirksamt für die nachträgliche Feststellung der Sozialversi-

cherungspflicht? 

5. Wurden die betroffenen Honorarverträge vor Abschluss juristisch geprüft? 

6. Wenn ja, von welcher Stelle? 

7. Welche internen Prozesse oder Kontrollmechanismen wurden verwendet, um die Sozialver-

sicherungspflicht von Honorarverträgen zu prüfen? 

8. Wie hoch waren die Nachzahlungen an die Sozialkassen aufgrund ähnlicher Feststellungen 

aufgeschlüsselt nach Jahren in den Jahren 2022 und 2023? 
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Antwort des Bezirksamtes: 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Potthast, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

 

Zu 1.:  

Die Gesamtsumme der Nachzahlungen im Jahr 2024 betrug 170.734,77 EUR. 

 

Zu 2.:  

43 Fälle. 

 

Zu 3.: 

Im Gesundheitsamt. 

 

Zu 4.:  

Nach § 7 SGB IV ist eine abhängige Beschäftigung die nichtselbstständige Arbeit. Anhalts-

punkte für eine Beschäftigung sind danach eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Einglie-

derung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Da in diesen Fällen eine Tätigkeit 

nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation vorlag, wurden diese Fälle 

als abhängige Beschäftigung durch die Deutsche Rentenversicherung festgestellt. 

 

Zu 5.: 

Entscheidend für die Feststellung des Erwerbsstatus ist, wie sich die Tätigkeit nach den tat-

sächlichen Gegebenheiten darstellt (vgl. Antwort 4). Auf eine Prüfung der Verträge kommt es 

für den Erwerbsstatus letztlich nicht ausschlaggebend an. Den Vertragsschluss und den tat-

sächlichen Einsatz der Honorarkräfte verantworten die Fachämter. 

 

Zu 6.: 

Siehe Antwort 5.  

 

Zu 7.: 

Auf die Prüfung der Verträge selbst kommt es nicht an (vgl. Antwort 4). Wenn die Tätigkeit nach 

den tatsächlichen Gegebenheiten eine abhängige Beschäftigung darstellt, besteht eine Sozi-

alversicherungspflicht. Werden Personen, die tatsächlich abhängig beschäftigt sind, als 

Selbstständige eingesetzt, liegt eine sogenannte Scheinselbstständigkeit vor. In diesen Fällen 

müssen nach Feststellung einer abhängigen Beschäftigung durch die Deutsche Rentenversi-

cherung die Sozialversicherungsbeiträge durch den Auftraggeber nachentrichtet werden.  

 

Zur Vermeidung von Scheinselbstständigkeit erfolgten durch das Rechtsamt regelmäßige Hin-

weise auf diese Problematik. Zudem gibt es einen internen Leitfaden des Rechtsamts, der für 

alle Mitarbeitende abrufbar ist und im Grundsatz vorsieht, dass keine Honorarverträge abge-

schlossen werden sollten. Für den ausnahmsweisen Fall des Abschlusses eines Honorarver-

trags sind im Leitfaden Abläufe und Checklisten vorgesehen. Außerdem erfolgte durch den 
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Bezirksbürgermeister Hikel eine Dienstanweisung unter Bezugnahme auf die Hinweise des 

Rechtsamts. Für alle kritischen Honorarverhältnisse wurde ein Statusfeststellungsverfahren bei 

der Deutschen Rentenversicherung beantragt. 

 

Zu 8.: 

Im Jahr 2022 gab es keine Nachzahlungen. Im Jahr 2023 betrugen die Nachzahlungen 

2.340,30 EUR. 

 

 

Martin Hikel 

Bezirksbürgermeister 

 


